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Bundestag

der IReicbssteuerbeamten
©et Bund deutscher Reichssteue ^beamten sammelte in die-

tn jJ ^-ahre seine Vertreter in den gastlichen Mauern Ham -
L r ()3 zur Heerschau am 24/26 . Mai . Diese Bundestagung
bedeutete den Höhepunkt der bisherigen Wundesgeschichte und
Kundesentwicklung . Dieser Eindruck ward hervorgerufen
rein äußerlich schon durch die Teilnahme des obersten Ressort -
chefs, des Herrn Reichsfinanzministers Dr . Luther , innerlich
durch die Einstellung auf die große Linie , wie sie unter der
Leitung des Bundesvorsitzenden Potzel mehr und mehr ficht-
bar eingehalten worden ist.

Den Höhepunkt der Tagung bildete die einstündige Rede
bei Reichsfinanzministers . Sic gestaltete sich zu einer Per -
teidigung der neuesten Befoldungsregelung , die bekanntlich
in den Reihen der unteren und mittleren Beamten stark an -
gegriffen worden ist . Im übrigen ging der Minister bereit -
willigst auf die ihm vorgetragenen Wünsche der Beamtenschaft
ein und sprach zu den einzelnen Punkten in offener , freier
Weife . Erfreulich war seine Mitteilung über die Aufhebung
der Einstellungssperre und die Einberufung von 500 Versor¬
gungsanwärtern . Für die Tätigkeit urtd die Leistung der
Kassciibeam ten der Rcichssteuerverwaltung im letzten In -
flationsjahr und in den letzten Monaten fand der Minister
Worte überaus lobender Anerkennung . So stellte er fest,
daß „ es geschichtlich sei, was die Reichsfinanzbeamten nach der
Stabilisierung geleistet haben ".

Staatssekretär a . D . Dr . Müller gab in seinem Referat :
„Deutsche Wirtschaftsentwicklung und Beamteninterefse " einen
umfassenden wissenschaftlich -wirtschaftlichen Überblick über die
augenblickliche Tage . Aus 'feinen Darlegungen trat stark her -
vor die Forderung an Industrie , Handel und »Gewerbe , zu
einem Abbau der selbständigen Unternehmern , insbesondere
des ungesunden und die Preise verteuernden Zwischenhan -
dels zu schreiten , den Grundsatz : »großer Umsatz , kleiner
Nutzen" wieder zur Geltung zu bringen . Der Gedanke der
„Selbsthilfe aus eigenen Mititeln " ohne Inanspruchnahme
fremden Kredits lflüfse wieder in der deutschen Wirtschaft vor -
herrschend werden ; mit der Jnflationsdenkweife sei Schluß
zu m<«hen . Erfreulich war auch die optimistische Gesamt -
einstellung des Referenten , der in der jetzigen Depression eine
„Gesundheitskrise " sieht und erklärt : „Wir haben schon
Schwereres überwunden als die gegenwärtige Wirtschaft ?-
krise " .

Der Bundesvorsitzende Potzel erstattete hierauf »den um «
fackg- und inhaltsreichen Geschäftsbericht , als dessen Ergeb -
nis die Anerkennung der Grundsätze der bisherigen Bundes -
Politik durch den Bundestag festzustellen war .

In den Beratungen wurde die Anerkennung des Leistung ?.
Prinzips , die Qualität der Arbeit und Leistung als oberstesMe -Krml der Bewertung der Beamtenarbeit gelten zu lassen ,
stark hervorgehoben .

Wegen der einheitlichen Amtsbezeichnung formulierte der
Bundestag eine Entschließung , die an Stelle 'des „Steuer -
amtmaun " die Amtsbezeichnung „Finanzrat " forderte . Einenbreiten Raum nahmen die Verhandlungen wegen der An¬wärter , Ausbildung und Prüfung ein . Auch wurde intensivauf die Heranziehung der Steucrpraktiker zur Steuergesetzge -
bung hingearbeitet .

Als Ort der nächsten Bundestagung wurde Eisenach be-
stimmt .

Auszug «us den Auskübrungsbestim -
mnngen zur Weamten-Siedlungs -

Verordnung
(Reichsgesetzbl . 1924 Nr . 793 S . 25 .)

Auf Grund des § 15 der Beamten -SiAlungs -Verordnung(©£ 83 . ) vom 11 . Februar 1924 (Reichsgesetzbl . I S . 53 ff .)wird folgendes verordnet :
Artikel 1 . Verantwortung ., Der Erwerb von Grundeigen -tum auf Grund der Weamten -Siedlungs -Berordnung geschiehtauf eigene Gefahr und Verantwortung des Beamten . Geräter durch die Umwandlung seines Ruhegehalts oder Wartegel «oes in eine Notlage , so können aus diesem Anlaß Unterstüt -

zungsmittel nicht in Anspruch genommen werden . Der Be -rnntc hat für die Land - und Geldbeschaffung grundsätzlichselbst zu sorgen . Ein Rechtsanspruch auf Umwandlung be-steht nicht .
Artikel 2. Personenkreis . Die Rentenumwandlung ist füralle Wartegeldempfänger sowie für diejenigen Ruhegehalts -

empfang er zugelassen , die auf Grund des Artikels 2 oder des« rtikels 3 z g der Personalabbauverordnung in den dauern -«en Ruhestand getreten sind .

Krr ^ e ' 3 bis 6. Umfang und Zweck des Grunderwerbs . Ar -" rei !. Die Rentenumwandlung kann beantragt werden , für®*w« b bebauten oder unbebauten Grundeigentums und
J
~r orc Bebauung von Grundeigentum zu garten - oder land -

wirtschaftlicher Siedlung oder zu gartenwirtschaftlicher Tätig -
»«Ii ° * den Erwerb von bebauten oder unbebauten Grund -I ucten und für den Bau eines Hauses ohne die Absicht land -
„ ■i c gartenwirtschaftlicher Tätigkeit darf eine Umwandlung
bip « 0en " Förderung sonstiger Erwerbszwecke darf
ein nie nicht verwendet werden . Der Erwerb von Grund -geutuni im Ausland auf Grund der Beamten -SiedlungS -Verordnung ist ausgeschlossen .

^ R ^ te darf bei landwirtschaftlicher Siedlung®nDec&e des lebenden und Wien Inventars , bei gar -
^ Siedlung oder Tätigkeit zum Erwerbe deSInventars verwendet werden .

® ie ® rü >̂c des landwirtschaftlichen SiedlungS -
run '> den Umfang einer selbständigen Ackernah -» " «ht übersteigen .
stiSr.

*IeI' C' ? ' c Umwandlung zum Erwerb eines Grund -
IwbVr . " jeht als 1250 Quadratmeter zu gartenwixtschaft -
Muiin ^ " llkeitsur Wartegeldempfänger bedarf der Zuftim -
I)öhpr .. r, Mi

0
j erJ " . NeichÄbehörde oder der von ihr bestimmten

den • telchsbehorde . Zustimmung soll nur erteilt wer -
Bort ->n- >5 mi

z~ Möglichkeit einer Wiederverwendung des^empfaugers voraussichtlich nicht zu rechnen ist . Die
»f ffi,

0 Mn , (Zrwerbe von mehr als 5g« ) QuadratmeterI sur Wartegeldempfänger nicht zugelassen .

Artikel 12. Umwandlungsfähiger Betrag . Erstmalig um -
wandlungsfähig ist ein Betrag bis zur Hälfte des jährlichenreinen Ruhegehalts . Der Betrag muß durch 10 teilbar sein .Erhält ein Ruhegehaltsempfänger , der nicht im Reichs - oderin einem öffentlichen Dienst im Sinne des § 57 Nr . 2 des
Reichsbeamtengesetzes verwendet wietd , infolge der Nuhens -
vorschristen des Art . 10 der Personal -Abbau -Verordnung we-
niger als die Hälfte des an sich zuständigen Ruhegehalts imSinne des Abs. 1, so darf eine Umwandlung nur in Höhedes tatsächlich bezogenen Betrages erfolgen . Absatz 1 und 2
gelten sinngemäß für Wartegeldempfänger , wobei die Höhedes Ruhegehalts zugrunde zu legen ist, das der Wartegeld -
empfänger im Falle seiner Versetzung in den dauernden
Ruhestand am ersten Tage des Bierteljahres beziehen würde ,für das der erste Teilbetrag der Rente gezahlt wird .

Artikel 14. Stellung des Umwandlungsantrags ! Abtre -
tungserklärung . Der Antrag auf Umwandlung des Ruhege -
Halts oder Wartegeldes in eine Rente ist an die Behörde zurichten , die die Versorgungsbezüge des Beamten regelt . Die
hiernach zuständige Behörde kann bei der Stelle erfragt wer -den , die die Bersorgungsbczüge zahlt . Zur Erleichterungund Beschleunigung der Prüfung durch die Behörde fügt der
Antragsteller zweckmäßigerweise dem Antrage die Bescheini¬
gung einer gemeinnützigen Siedlungs - oder Baugesellschaft ,insbesondere der zuständigen Wohnungsfürsorgegesellschaft
(vgl . Merkblatt ) bei , daß die Voraussetzungen der Beamten -S ' edlungs -Verordnung und der Ausführungsbestimmungen ge-
geben sind . Dem Antrage find die von dem Antragsteller un -
terschriebenen Abtretungserklärungen beizufügen , aus denen
hervorgeht , an welche Stellen , in welcher Höhe , von wel -
che » Zeitpunkten ab und wie lange die zu bewilligenden Ren -
ten gezahlt werden sollen . Die Abtretungserklärungen müs -
sen ausdrücklich als unwiderruflich bezeichnet werden .

Artikel 17. Rentenumwandlung . Die Umwandlung des
Ruhegehalts oder Wartegelde 's in eine Rente erfolgt durch die
Behörde , welche die Versorgungsbezüge des Beamten regelt .

Artikel 18. Zahlung der Rente . Die Behörde teilt nach
erfolgter Umwandlung der Kasse, die das Ruhegehalt oder
Wartegeld zahlt , mit , um welchen Betrag und von welchemZeitpunkt ab das Ruhegehalt oder Wartegeld infolge der Um -
Wandlung zu kürzen ist. Zugleich gibt sie der Kasse die An -
Weisung , an wen , in welcher Höhe , von welchem Zeitpunkt abund wie lange die Rente zu zahlen ist . Dieselbe Kasse hatauch dann die Rente zu zahlen , wenn der Ruhegehalts - oder
Wartegeldempfänger im Reichs - oder in einem sonstigen öf-
fentlichen Dienst im Sinne der §§ 30, 57 Ar . 2 des Reichs¬
beamtengesetzes wieder beschäftigt wird . In diesem Kall er -
sucht die umwandelnde Behörde die Beschäftigungsstelle , den
umgewandelten Betrag vom Diensteinkommen einzubehaltenund an di Kasse zu überweisen , die die Versorgungsbezügezahlt . Die Fortzahlung der Rente wird durch Wegfall , Ru -
Heu oder Kürzung des Ruhegehalts oder Wartegeldes nichtberührt .

Artikel 20 . Hinterbliebenen » und Gnadenbezüge . Die Hin -
terbliebenenbezüge werden so errechnet , wie wenn eine Um -
Wandlung nicht erfolgt wäM , Gnadenbezüge sind in den Gren -
gen des Betrages _ zu gewähren , der dem Ruhegehalts -oder Wartegeldempfänger unter Berücksichtigung der Umwand -
lung am Todestage zustand . Sind die Hinterbliebenenbezügehöher als die hiernach berechneten Gnadenbezüge , so sind anderen Stelle die Hinterbliebenenbezüge zu gewähren .

Artikel 21 . Höhe der Rente . Als jährliche Rente sind in
vierteljährlich nachträglich zahlbaren Raten neun Zehnteile de?
umgewandelten jährlichen Ruh '.z -haltS oder Wart >ge ^des zuzahlen . Die neun Zehnteile werden zu je einem Viertel anden vierteljährlichen Zahlungsterminen in folgender Weisegezahlt :

Bei einem Alter des Antragstellers von :
30 Jahren 156 mal
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40
41
42
43
44
45
46
47

150
144
140
136
132
128
124
120
116
112
108
104
100
96
92
88
84

48 Jahren

S I
5o '
52 .
53 .
54 .
55 „
56 .
57 .
58 „
59
60 .61 „62 „63 „
64 „65 ..

80 mal
76 .
72 „
70 .
68 .66 .
64 „62 .
60 „
58 .
56 .
53 .
50 „
47 .
44 .
41 „
38 .
35 .

Beim Gebrauch dieser Tafel ist zu beachten , daß ein Be -
trag der vierteljährlich zahlbaren Reifte von IlO M . der Be¬
rechnung zugrunde gelegt ist, -der nur neun Ze hn tei le des
vierteljährlichen Ruhegehalts oder Wartegeldes ausmacht . Inder Rente ' sind Zinsen , Zinseszmsen und Tilgungsbeträgefür das geliehene Kapital enthalten , st e» nach einer be-
stimmten Zeit völlig getilgt ist.

Beispiel : Der Antragsteller ist 44 Jahre alt . Er will 150Mark von seinen vierteljährlichen Bezügen in eine Rente um¬wandeln lassen . Die Rente beträgt neun Zehntel von 15?Mark , das sind 135 Mark . Diese Rente wird nach Artikel 2096 mal ausgezahlt . Der Kapitalgeber verlangt eine Verzin¬sung von 8 v . H . Es wenden nach der vorstehenden Tafelalso für je 100 Mark 4335 Mark Kapital gegeben , für je >35Mark Rente mithin 5852,25 Mark . Nach £4 Jahren ist die¬
ses Kapital dann durch die Rente verzinst und getilgt .

Artikel 23 . Wertbeständigkeit der Rente . Als Wertmesserfür die Werlbeständigkeit der Rente ist das Feingold zu wäh -len . Als amtlich festgestellter Preis für Feingold gilt dernach Z 2 der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über
wertbeständige Hypotheken vom 29 . Juni 1923 (Reichsgesetz ,bl . I S . 482 ) von dem Reichswirtschastsmi inster oder dervon ihm bestimmten Stell « im Reichsanzeiger bekanntgegebeneLondoner Goldpreis . Als maßgebender Berechnungstag giltdas Datum des Deutschen Reichsanzeigers , in dem dec Lon -doner FeingoldpreiS letztmalig vor dem Fälligkeitstage derRente beganntgegeben ist . Die Rente wird in Gramm Fein -
gold umgerechnet nach dem Mittelkurse der Berliner Börseauf Grund der letzte» amtliche « Notierung vor den Fällig -
keitStagen .

Veratungen über die Besoldung innerhalb
der Ressorts und des Ikabinetts

Am Mittwoch , 18 . Juni , wurde die folgende halbamtliche
Mitteilung verbreitet :

„Das Reichskabinett wird isich heute vormittag mit der
Frage der Erhöhung ider Beamtenyehälter beschäftigen - Be -
ranntlich sind sowohl der Regierung , als auch dem Reichs -
tag zahlreiche Proteste gegen die «letzte Regelung der Beam -
tengehälter zugegangen und es wurde vor allem eine Er -
höhunq der Einkommen für die Beamten der Gehaltsklass «
1 bis 5, also der Unterbeainten , sowie der sozialen Zulagenverlangt . Die Boamtenorganisatwnen haben von der Re -
gieruin « nur ganz allgemein einen Ausgleich nach dieser Rich -
tun « erbeten , ohne die Wünsche zahlenmäßig zu belegen ."Die KabinettSbesprcchung über die Besolidungsfragen istaus 20. Juni angesetzt worden .

Der Finsnz - Spar - und Darlehensverein
Hierüber entnehmen wir der „Steuer -Warte "

, dem. Organdes Bundes Deutscher Reichssteuerbeamten 4rie nachstehenden ,beachtlichen Ausführungen :
Sowohl die zur ReichssinanKvevwaltunq übergetretenen

Postbeamten wie auch die Eisenbalhinbe-amten empfinden ven
Verzicht auf die Zugehörigkeit zu ihren Sparveveinen , dem
Post .Spar - und Darlehensverein und der WerkohrSban <k der
Eisenbahn , als einen empfindlichen Nachteil . Diese der tat -
kräftigsten Unterstützung Over Verwaltung sich erfreuenden
Darlehensvereine brlven einen hervorragenden Teil der so-
zialen Fürsorge dieser Beltzörden.

Von ldem Gödanken geleitet , ihren Beamten die vielfachen
wirtschaftlichen Bedrängnisse zu erleichtern und dabei für -
derNd auf ihren Sparlfinn einzuwirken , hat die oberste Reichs -
postbehövde vor fast 60 Jahren an dem Sitze jeder -Oiberpoist-direktion Post -Spar - und DarlehenSvereine ins Leben ge-
rufen . Mitglieder können alle im Dienste befindlichen undim Ruhsstande lebende » Beamten sowie ihre Witwen sein .Die enge Verbindung .des Vereins mit der Verwaltung er -
hellt aus der Tatsache , daß den Vorsitz irrt Vorstande der je .
weilige Leiter >der QberpqstdireAion hat . Dem Vorstände
gehören weiter an der Renldant der Oberpostkasse ^ ein Schrift -
führer unA sechs Beisitzer . Won den letzteren sollen tun -
lichst zwei dem Beamtenbezirksausschuß - aiMhören - Die In -
anspruchnahme des Vereins besteht hauptsächlich in der Ein -
läge verzinslicher Sparguthaben in festen Monats - oder Vier -
teljahrsbeträgen m Wiege des Gehaltsabzugs und in der
Entnahin « von Darlehen . Die letzteren werden gewährt bis
zur Höhe eines Monatseinkommen ? eiMchliesjlich l etwaiger
Guthaben und sind zu tilgen innerhalb Kveier Jahre . Der
Grundstock wird gebildet durch Sperrung eines gewissen Tei -
les des Guthabens — im Frieden 50 Mark — für die Dauer
der Mitgliedschaft . Aex auch dieser Teil bleibt beleihte .Die Geschäfte des Vereins werden von Beamten im Dienst «
wahrgenommien , die Tlbrechirung , Einhaltung der Abträge und
Zahlung der gewährten D <arlehen erfolgt durch Idie Post¬
kasten am Platze des Darlehnsnehmers , id. h . der Dienststelle .

Wer die Segnungen dieser 'Einrichtung sowohl für den
Dienstanfänger mit seinen knappen Bezügen wie für den
Familienvater jahrelang zu beobachten Gelegenheit gehabt
hatte , wird nur schweren Herzens Verzicht leisten . Wie viel«
durch Krankheiten untd anderes Mißgeschick verursachten Wirt »
schaftlichen Nöte haben die Sparvereins nicht lindern oider
beseitigen helfen . Wie häufig hohen nicht Anschaffungen zur
Ausstattun « von Kindern durch sie erleichtert werden können .
Welche Vorteile bieten nicht diese Vereine der Verwaltungund den Mitgliedern bei Bewilligung von KreÄiten durchdie Reichsregierung . Noch in aller Erinnerung ist die Tat .
fache , daß die beiden Verkehrsvevwa >ltunlgen anläßlich de»
Winterkreditmaßnahmen ihren Angehörigen die Kredit « er -
hoblich früher , zum Teil mehrere Wochen vor denjenigenanderen Verwaltungen haben zuführen können Welch ein«
Unsumme von Unzufriedenheit ist nicht bei den Beamten der
anderen Verwaltungen durch den Zwang 4>er Inanspruch¬
nahme ihnen fernstehender Beamtendarlehensovganisatione «
hervorgerufen wovden .

Die Verwaltung hat ein elementares Interesse an der
Erhaltung der Dienstfreudigkeit ihres Personals . Ein Be»
amter , der an Geist und .Körper durch wirtschaftliche Sorge ?
zermürbt ist , wird auf die Dauer den Anforderunzen de»
Dienstes , wie sie gerade in der Gegenwart an ihn

"
gestelltwerden müssen , nicht gewachsen bleiben . Das Einkommen istkaum ausreichend , um die allerbescheidenften Ansprüche einer

gesunden Familie zu beftiedigen . Treten Krankheiten hinzuhäufig als FolgerfcheinmiPi lper ,Unterernährung währenddos Krieges und «der Nachkriegszeit , so muß der beamtete
Familienvater ■ein Opfer der Verzagtheit werden . Auch die
gesetzliche Krankenhillfe 'kann ihm nur einen Teil der verur -
sachten Altstagen ersetzen . Für die Mehrkosten fehlt Hm beider Unzulänglichkeit ldss Einkommens jede DeckungSmÜMlich-keit . In Erkenntnis dieser Tatsachen wird er daher zur In -
anspruchnabnie «des Arztes nur im äußersten Notfalle , und
>damit häufig zu spät , schreiten . Wieviel Segen könnt « in
diesen durchaus nicht seltenen Fällen eine gute Möglichkeit
zur Darlehensaufnahme schaffen , die ein Äbtvagen diefsrKosten in längeren Zeiträumen gestattete .

Über die Einrichtung selbst , ob sie in dem vorstehend kurz
geschilderten Raihmen als Spar - und Darlehensclnstalt zu
gründen sein wird oder ob- die -Ginrichtungen der bankmäßig
ausgestalteten Verkehrsbank zu bevorzugen sein werden , wivd .noch zu sprechen sein , wenn sie beschlossene Sache ist. Die
beiden Verkehrsverwaltungen haben sich mit diesen Einrich¬
tungen den Dank ihrer Beamten für alle Zeiten aesichert . Dia
Reichsftnanzverwaltu ^ wird in der sozialen Fürsorge für
ihr eigenen Angehörigen hinter den Schwesterverwaltungen
nicht zurückstehen .

InBaden hat die Spar - und Darlehenskasse der Beamten
der Staatsverwaltung ebenfalls segensreich gewirkt , es wäre
zu wünschen , daß die Einrichtung , die infolge der Inflation
zur Stillegung kam , 'wieder aufleben würde .

„Verbesserung " des Steuersystems
Der „Deutsche Beamtem »Bund "

schreibt unter dieser Wer «
schrift in Nr . 22 vom 2 . Mai 1924 :

„Die Neuordnung des Finanzwesens von Reich und Län -
dern während der Jahr « 1919 und 1930, die sich unlösbar
mit dem Namen Erzhergers verknüpft , ist nicht nur der Ge -
genswnd heftigster theoretischer Kritik gewesen , sondern auch
unablässig so abgeändert worden , daß heut « jener Finanz »

»Aan ein « an » arideres Gesicht bekommen hat . Mögen auch
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die Meinungen über die Persönlichkeit Erzbergers noch ' so
auseinandergehen, i den Oekrnlen der Großzügigkeit und
Rentabilität wenYen -ruch die cirzsten tWidersacher seinein
Steuersystem nicht «Sprecher« iinmen. Was besonders di«
Rentabilität des ErKbergschen Steuersystems betrifft , so
brachte vor kurzem der in Hamburg erscheinende „Wirtschssts-
lirieuft" eine sehr deutlich spreche icke Mersicht. Um Dergleichen
zu können , hat man die Papiermarkeinnahmen der Jahre
1LW/21 über den Lebenshaltungsindex auf eine Keslmart
umgerechnet. Dabei ergibt sich folgendes Mld : T °ie monat¬
lichen Rei<Weinn<chmen beliefen sich

im April 1W0 «rnf 71 MÄl. Mark
im Oktober 1920 auf 800 Milk . Mark
Tin Dezember 196JO auf 600 Mill . Marl

?vahrend des Rechnungsjahres 19L1 durchschnittlich für den
Monat ml>f « 0 bis 4K0 Mill . Mark.

Der Verfasser dieser Übersicht schließt daran folgendes Ur-
teil an : „ Je mehr man das System zu modifizieren und zu
„ verbessern" sachte (wozu seit !der zweiten Halste !W1 durch
die Ermordung SrMrgers freie Bahn geschaffen war ) , >desto
«eringer wurden die Einnahmen . Der nicht mehr aufgeHail -
•tene Niederbruch !bcr Reichssinanzpokitik setzt ein mit dem
L-eptember 1922 — der Wiederaufbau deginnt fünf Viertel --
jähre später.

" Man mutz dieses treffende Urteil nur unter -
schreiben , das auch die schärfste Gegenkritik nicht abschwächen
« mn . Die Beamtenschaft gerade hat unaufhörlich mit größtem
Rachdruck die Durchlöcherung des ursprünglichen Steuersystems
von 1990/21 moniert nnld zuni Festhalten an der geraden
Linie dringend gemahnt . Wer nur der Arbeitnehmerschaft
gegenüber Welt man an der geraden Linie in der Form des
Steuerabzuges mit der unmittelbaren und pünktlichen Ein .
Hebung fest. So fest , daß — wie heute niemand mehr anzu -
zweifeln wagt — zu Zeilen der schlimmsten Geldentwertung
das Steueraufkommen der Festbezahlteu das Rückgrat der
staatlichen Finanzverwaltung bildete Das Denkmal Ar
diese staatspokitische Leistung hat man heute 'der Beamten -
Schaft in den sogenannten ^ old " -Gehältern gesetzt.

An einer anderen Stelle des erwähnten Aufsatzes im
. Wirtschaftsdienst" heißt es : „Daß die Belastung des Be¬
sitzes dabei ^durch diel 'Erzbergerische Steuergesetzgebung !)
nicht unerheblich verschärft wurde , war eine sellKstveostänAiche
Folge der Wandlungen in den soziologischen Machtverhält -
nissen und sozialpolitischen Anschauungen jener Zeit . Dieser
Gedanke lieh sich jedoch nur für kurze Zeit verwirklichen.Das Anwachse « der Gegenströmungen führte seit 1921 , be¬
sonders aber 192B und 1928, dazu . Idafo die Finanzpolitik Mit¬
tel zu einer sozial höchst bedenklichen Verschiebung der Ein-
kommens- und VermögensverhWnisse und einer stajrkon
Herabdrückung der Realeinkommen der breiten Massen wurde .
Erst miit den sogenannten Steuernotverordnungen trat hierinwieder ein Wandel ein .

" Ob d-ie Steuernotverordnungen
diese Hoffnung zu erfüllen geeignet sind, ist noch nicht fest ,
stehend und muß erst noch durch die Praxis bewiesen werden .An sich ist jedenfalls ein« Steigerung der Reichseinnahmenals erfreulich zu buchen. Während diese im Dezember 1W3
noch 312 Mill . Goldmark betrugen , stiegen sie im Januar1924 auf 503 Mill . ©alianarf . Darunier befindet sich >dis
Einkommensteuer mit einer «Steigerung von 40 Mill Gold¬
mark im Dezember 1023 auf 1Ö5 Mill . Goldimrrk im
Januar 1924 .

"

Personalbestand !m Reich im Aabr 1923
Nach einem dem Reichstag vom Reichsfinanzminister vor»

gelegten Überblick über den Entwurf des Reichshaushaltsplanes
fiir das Rechnungslahr 1923 waren im Reich vorhanden :

I . Planmäßige Beamte ^ i . . . . 764 000
II . Beamtete Hilfskräfte 122 579

III . Nichtbeamtete Hilfskräste 679 543

IV . Angehörige der Wehrmacht .
zusammen

im ganzen .
Davon entfiele» auf die Betriebsverwaltungen :

I . Reichs- II . Reichs-
post drucken!

246430 262
733496
60 750 10 652

1 506 122
114143

. 1680265

III . Reichs¬
bahn

405 660
39853

526 447

Planmäßige Beamte
Beamtete Hilfskräfte
Nichtbeamtete HNfskr.

zusammen 1040 676 10914 971960
Weggefallen sind gegenüber dem Haushaltsplan von 1922 :

bei der Reichspost 6414 Planstellen,! bei der Reichsdruckerei
39 Planstellen.

Bei der Reichsbahn verringerte sich die Kopfzahl seit 1919
mit 1122 505 Köpfen um 150 545 Köpfe , bis August 1922 auf
1 026 969 Köpfe . Am 1 . Oktober 1923 waren noch im Dienste
deS Reiches :

a) planmäßige Beamte 702 511
b) außerplanmäßige Beamte (Diätare) 115081
c) Beamte im Borbereitungsdienst 8241

zusammen 825 833

Abänderung der Perfonal -Abbauverordnung
Am 18 . Juni 1924 hatte das Rsichsfinanzministerium die

Spitzenorganisationen der Beamten zu einer Besprechung auf
den 19 . Juni über Abänderung der Personal -Abbauverord -
nllng eingeladen . In der Sitzung kam ein Entwurf eines
Gesetzes, der ausdrücklich als Referentenentwurf bezeichnet
wurde und als solcher noch nicht die Billigung der Reichs-
regierung gefunden hat, zur Verteilung .

Gegenüber den Wünschen der Beamtenschaft auf vollstan-
dige Aufhebung der Perfonal -Abbauverordnung , nachte das
Reichssinanzministerium geltend , daß an ein« solche noch nicht
gedacht werden könne, da bei manchen Reichsbehörden, z . B.
oei der Reichsfinanzaußenverwaltung , wie bei den Ländern
und Gemeinden der Personalabbau noch nicht beendet sei.
Für diese müsse die Möglichkeit des Abbaues von Beamten
erhalten bleiben, da sonst die übrigen Reichsbeamten geschä-
digt würden . Der Entwurf verfolgt den Zweck, bei den Ber -
waltungen , bei denen der Abbau als erledigt anzusehen sei,
die Gefahr des Abbaues von der Beamtenschaft Zu nehmen.
Dabei habe das Reichssinanzministerium versucht, den Wün -
scheu der Beamtenschaft entgegenzukommen.

Die Organisationen baten um eine Vertagung der Ver-
Handlung bis zum Beginn der nächsten Woche, um den Ent -
Wurf unter sich und gemeinsam beraten zu können, womit
sich der Verhandlungsleiter schließlich einverstanden er-
klärte.

Zentrumsanträgc für die Beamtenschaft
Die Zentrumsabgeordneten Allekotte , Dr . Brüning , v.

Guerard und Gen . haben mit Unterstützung ihrer Fraktion
für die Beamtenschaft folgende Anträge eingebracht:

1 . Der Reichstag wolle beschließen: Die Verordnung zur
Abänderung der 12. Ergänzung des Besoldungsgesetzes vom
11 . Februar 1924 (Reichsgesetzbl . I <5 . 55 ) wird aufgehoben.

2. Der Reichstag wolle beschließen : Die Verordnung zur
Herabminderung der Personalausgaben des Reiches (P . A , V.)
vom 27 . Oktober 1923 und der Änderung vom 28 . Januar 1924
ist alsbald auszuheben. Di« Bestimmungen der P . A. V.,

deren dauernde Beibehaltung notwendig erscheinen, sind
Reichstag in einem Gesetzentwurf vorzulegen.

3. Der Reichstag »volle beschließen : Die Reichsre '
gierung

ersuchen, die zu Gehalt . Ortszuschlag und den Svzialz^
schlagen an die Beamten !, Angestellten, Ruhegehaltsempfg,^
ger und Hinterbliebenen gezahlten örtlichen Sanderzuschlä^^
namentlich in den besetzten Gebieten , in den ungekürzt?
Vomhundertsätzen gemäß Erlaß des Reichömimsters der
nanzen vom 20 . März 19sä4 — I E> 6323 — bestehen zu lasse
und die vorhandenen Ungleichheiten in der Bemessung der
Zuschläge nach Recht und Billigkeit zu beseitigen.

I 4. Der Reichstag wolle beschließen : Die Reichsregierung
zu ersuchen, dem Reichstag mit größter Beschleunigung deq
Entwurf eines Beaurtengesetzes vorzulegen . Durch diese»
Gesetz sind zu regeln : a ) Beamtenrechte und Pflichten ; b)
Ruhestandsverhältnijse und die der Hiuterbliebeiien ; e) der
Dienstrechtsweg ; <Z) das Dienststrafverfahren ; e ) die Be»
amtendankenfiirsorge ; t) die Beamtenvertretungen und
Schlichtungswesen.

Abfindung von VersorgnngKanwärtern
Verforgungsanwärtern im Sinne des tz 1 der Anstetlungz,

grundsätze (RGBl . 1923. S . 651, die auf Grund der PAP «,
ohne Gewährung von Wartegeld oder Ruhegehalt entlassen
werden, konnte bisher gegen Rückgabe des Versorgungsscheinz
eine einmalige Entschädigung gewährt werden , die das Dop.
pelte des Ansangsmonatsemkommens der Besoldungsgruppe
V betrug . Durch Verordnung vom 20, Mai 1924 (Reichst »
soldungsblatt 1924, Seite 150 ) hat der Rcichsminister der U,
nanzen für die in § 1 a b , c und e der Anstellungsgrundsätze
genannten Versorgungsanwärter die Entschädigung auf 2M
Goldmark erhöht, es sei denn, daß die Bersorgungsanwärter
nach dem 2 . Teil des WehrmackPersorgungsgesetzes versorg
werden. (Der 2. Teil des Wehrmachtversorzungsgesetzez
von, 4 . August 1921 [RGBl . 1921 , S . 993 ] regelt die Ver¬
sorgung der Offiziere . ) Der Kreis der Entschadigungsberech-
tigten wird dahin erweitert , daß die Entschädigung auch ge-
währt werden kann Verforgungsanwärtern , die ain 31 . Oktc
ber 1923 (Inkrafttreten der PAVo . ) bei Behörden noch nick ,
vorgemerkt waren , die aber den Zivildienstschein gemäß § IQ
des Wehrmachtversorgungsgesetzes erst nach dem 31 . März
1923 erhalten haben, ferner Soldaten der Wehrmacht, die mit
Anspruch aus den Zivildienstschein gemäß § 10 des Wehr-
rnachtversorgnngsgesetzes bis zum 31 . März 1925 entlassen
werden. Der Antrag auf Gewährung der erhöhten einmaligen
Entschädigung ist spätestens bis zum 31. August 1924 oder ;
innerhalb dreier Monate nach der auf Grund der PAVo . er-
folgten Entlassung aus dem Dienste bei dem Versorgungsamt
zu stellen, in dessen Bereich der Anwärter wohnt.

Das Nordamerika Nische Beamtentum
Nach einer Statistik des National Industriell Conserena

Board umfaßt das Beamtentum der Vereinigten Staaten
2 700 000 Personen mit guj

'awmen 3 Ys Milliarden Dollar
Jahresgehälter 670 000 Ruhestands - und Wartegeldbeamle
erfordern 320 000 000 Dollar . Alle diese Aufwendungen für
die Beamten machen 46 Prozent aus von allen Lohnen, die
in den für über 5000 Dollar erzeugenden Fabriken jährlich
gezahlt werden, und 34 Dollar 'Belastung auf dm Kopf aller
Einwohner der Vereinigten Staaten . Jeder zwölfte aller
Lohn- und Gehaltsempfänger über 16 Jahre alt ist ber Staats -
oder Gemeindebehörden beschäftigt.

Was der Beamte für Familie u . Haushalt benötigt
F\ rpfZ St C ? P u

Inhaber: Fackler
KaiserstraBe 215 Telephon 219
Spezialhaus in Gummiwaren und Linoleum

Gummischuhe , Herren - und Damen - Gummi -
Mäntel , Wachstuch ) Tischdecken , Läufer ,Wandschoner , Linoleum , Stückware , Teppicheund Läufer , Gummi -Spielwaren CA.308

Spezialhaus in CA .325
Herren - u .Damenkleiderstoffe
SeidenstoffeAussteuerartikel
Willi . Braunagel
Herrenstr . 7 Herrenstr . 7

zwischen Kaiserstraße und Schloßplatz .

RICH . KITTEL
Uhrmacher - Meister
Karlsruhe i . B .

am Stadtgarten I — Hauptbahnhof

Moderne
Zlmmer -llhren

mit schönen Gongschlägen
in '/s , 3/+ und 4/̂ Westminister in jeder

Preislage am Lager
Versäumen Sie nicht ,meine Ausstellungsräume , einzig in ihrer

Art, ohne Kaufzwang zu besichtigen .
Reparatur »W erkstätte

Telefon Nr . 4540

Her vöPP a g end
sind Form u . Güfe den
Baubund -Möbel .

CA307

Färberei u > ehem . Waschanstalt

D. Lasch•:x . - • •

Telefon
1953

Telefon
1953

reinigt und färbt alle in dieses Fach einschlagende Gegenstände

Prompte Bedienung : Mäßige Preise
® 2(323

Inhaber : fi . FackSfiP

Telephon 219
Aretz & Cie .

Kaiser Straße 215
Abteilung I : Sämtliche Gummiwaren und Krankenpflegeartikel ,
Gummikurzwaren . Damenbed . Hygienische Artikel . Herrenbed .
Abteilung XI : Technische Gummi- und Asbestwaren , Treib¬

riemenlager und Bedarfsartikel für Maschinenbetrieb .
GroSverkauf . Kleinverkauf .

Mähe Speisezimmer
Herrenzimmer
Schlafzimmer
Küchen (£51.310
einzelne Möbelstücks

in bekannt großer Auswahl im Möbelhaus

Maier WcinhEimer
Karlsruhe Zahlungserfeichterung . Kronenstr .

MOS IUI Ubii

Von Dr . BERNHARD BRANDT

Mit 2 Karten und 3 Tafeln , Preis 2 . 70 G .-M.

„Die Arbeit ist als guter Beitrag zur Geschichte des südlichen
Schwarzwaldes zu begrüßen ." (Peterntanns Geogr. MitteilgJ

Verlag G . Braun in Karlsruhe , Karlfriedrichstr . 14

EckeKaiser - tt. Douglasslr . (Hauptpost ) Tel . 5220

Kompl. Wohnungseinrichtungen
Schlaf -, Wohn - u. Herren
Zimmer , Küchen

» •
Art .P olsW-

j
und Einze ImöWl j

Patent - Matrav tzeJi ]

Tel . 5224 . Hauptlager Mohlburg , Philip 'S*r-

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden
Gustav Herdle Nachf. Inh . : Bittlingmayer

& Bretschneider
Telephon 1133 Karlsruhe Waldstraße 44

Stempelfabrik □ Buchdrucker «» und
--- ------- ---- - Papierhandlung - --- - ------------
u Sämtlich « Bitrobedarfsartikel n CA321

Rasche Bedienung^ t Saubeiste AuaffibiucK W

I I • r für Polizei - u. Gemeindebeamte , Feuorwahrkorps,UniTOrmen Zoll- u . Finanzbeamte, Eisen - u . StraSenbahner," Feld- u .WaldMHer,sowie Berufekleidungen jed .Art

Albert KHbert, G . m . b. H . , Rastatt
Süddeutsche Bekleidungs - Industrie

Filiale : Ludw igshaf « ti a. Rhein , Bismarckstraß « 40 .

GEBRÜDER BACHERj

KARLSRUHE L B.
Liststr. 5 Tel . 443

Glocken - und Metältgiesserej !

Eisen -* und TempergiessP reJ

~
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